
aus dem Binnenmarkt der Union ausgeführt werden sollen, und da­
durch Wettbewerbsverzerrungen entstehen, dann entgegen, wenn diese 
Regelung in ihrer Anwendung eine erheblich größere Zahl von Staats­
angehörigen des anderen Vertragsstaats berührt als Staatsangehörige 
des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet diese Regelung gilt. Es ist 
Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob dies zutrifft. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság 
(Ungarn), eingereicht am 11. Juli 2011 — Mostafa Abed 
El Karem El Kott u. a./Bevándorlási és Állampolgársági 
Hivatal, Hoher Kommissar der Vereinten Nationen für 

Flüchtlinge 

(Rechtssache C-364/11) 

(2011/C 347/10) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Mostafa Abed El Karem El Kott, Chad Amin A Radi, 
Kamel Ismail Hazem 

Beklagte: Bevándorlási és Állampolgársági Hivatal, Hoher Kom­
missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 

Vorlagefragen 

Für die Zwecke der Anwendung von Art. 12 Abs. 1 Buchst. a 
der Richtlinie 2004/83 ( 1 ): 

1. Bedeutet der Schutz dieser Richtlinie die Anerkennung als 
Flüchtling oder — je nach Wahl der Mitgliedstaaten — eine 
der beiden zum Anwendungsbereich der Richtlinie gehören­
den Schutzformen (Flüchtlingseigenschaft und subsidiärer 
Schutzstatus) oder gegebenenfalls keine dieser beiden auto­
matisch, sondern nur die Zugehörigkeit zum persönlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie? 

2. Bezieht sich der Wegfall des Schutzes oder des Beistands der 
Institution auf den Aufenthalt außerhalb des Tätigkeits­
gebiets der Institution, die Einstellung der Tätigkeit der In­
stitution oder den Wegfall der Möglichkeit der Institution, 

Beistand oder Schutz zu gewähren, oder gegebenenfalls auf 
ein unfreiwilliges, auf eine legitime oder objektive Ursache 
zurückgehendes Hindernis, weswegen die dazu berechtigte 
Person den Schutz oder den Beistand nicht in Anspruch 
nehmen kann? 

( 1 ) Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindest­
normen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die 
anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 304, S. 12). 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság 
(Republik Ungarn), eingereicht am 1. August 2011 — 

Gábor Csonka u. a./Ungarischer Staat 

(Rechtssache C-409/11) 

(2011/C 347/11) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Gábor Csonka, Tibor Isztli, Dávid Juhász, János Kiss, 
Csaba Szontágh 

Beklagter: Ungarischer Staat 

Vorlagefragen 

1. Hatte der ungarische Staat zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die Kläger die Schäden verursachten, die Richtlinie 
72/166/EWG ( 1 ) umgesetzt und dabei insbesondere die Ver­
pflichtungen aus Art. 3 der Richtlinie beachtet? Entfaltet 
diese Richtlinie damit unmittelbare Wirkung für die Kläger? 

2. Kann eine Privatperson, die in ihren Rechten verletzt wurde, 
weil dieser Staat die Richtlinie 72/166/EWG nicht umgesetzt 
hat, nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht von ihm ver­
langen, dass er der Richtlinie nachkommt, und sich dazu 
gegenüber dem Mitgliedstaat, der seinen Pflichten nicht 
nachkommt, unmittelbar auf das Gemeinschaftsrecht beru­
fen, um die Garantien in Anspruch nehmen zu können, die 
er ihr hätte gewährleisten müssen?
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